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Das Glücksspiel wird in der öffentlichen
Diskussion bisweilen als moralisch zwei-
felhafte Beschäftigung diskreditiert. Auch
in der Wissenschaft ist eine sachliche Aus-
einandersetzung mit dem Thema schwie-
rig. Normative Vorstellungen prägen das
Vorgehen und die Bewertung empirischer
Untersuchungen. Unklare, oft ad hoc ge-
troffene Definitionen von sozialen Kosten
und Nutzen des Glücksspiels führen zu
unterschiedlichen Ergebnissen und tra-
gen oft mehr zur Verwirrung als zur Er-
hellung bei.
In den Wirtschaftswissenschaften herr-
schen unterschiedliche Vorstellungen über
den Nutzen von Transaktionen beim
Glücksspiel vor. Es gibt Autoren, die die-
sen Transaktionen jeden Nutzen abspre-
chen, da es sich um einen letztendlich neu-
tralen Tausch von Geld handelt. Die Gesell-
schaft erleidet danach sogar einen Verlust,
weil der Transaktionsprozess den Spieler
zeitlich bindet (vgl. Schwer, Thompson und
Nakamuro 2003). Es stellt sich dann aller-
dings die aus ökonomischer Sicht nicht
zu beantwortende Frage, was der Unter-
schied zu einer beliebigen anderen Trans-
aktion im Freizeitmarkt ist. Diametral zu die-
ser Sichtweise ist die Vorstellung, dass zwei
Wirtschaftssubjekte freiwillig eine Transak-
tion nur dann durchführen, wenn sie von
beiden Seiten als vorteilhaft erachtet wird
(vgl. Walker 2007, 12 ff.). Diese Sichtwei-
se klammert dann allerdings den Spiel-
süchtigen aus, der, pathologisch bedingt,
diesbezüglich zu keiner rationalen Ent-
scheidung in der Lage ist.
Letztendlich stehen sich die Befürworter
und Gegner des Glücksspiels mit ihren
Argumenten gegenüber, ohne dass bis-
her eine konstruktive Diskussion in Gang
gekommen wäre, die zu einem nennens-
werten, allgemein akzeptierten Wissens-
fortschritt geführt hätte. Dies gilt auch
für die Wirtschaftswissenschaften in den
Vereinigten Staaten, in denen im Zusam-
menhang mit der Liberalisierung des
Glücksspiels seit den frühen neunziger
Jahren eine umfangreiche Literatur zu
dem Thema entstanden ist (vgl. Walker
2007, 139 ff.). Dieses Defizit ist ange-
sichts der Tatsache bedauernswert, dass
der Glücksspielmarkt in Europa sich ge-
genwärtig in einer Phase des Umbruchs
befindet, die – ungeachtet nationaler, po-
litischer Widerstände – in den kommen-
den Jahren auch in Deutschland zu neu-
en Strukturen, mit einer zumindest par-
tiellen Öffnung des Marktes führen könn-
te. Ein aktives Management ermöglichte
eine bessere Nutzung der Chancen im
Binnenmarkt.




Das Angebot an Glücksspielen1 ist eine
wirtschaftliche Aktivität, die unter die Rö-
mischen Verträge von 1959 fällt. Wie für
andere wirtschaftliche Aktivitäten be-
stand somit die Aufgabe, einen gemein-
samen Binnenmarkt zu schaffen. Im Jahr
1991 ließ die Europäische Kommission
von Coopers&Lybrand eine Studie zur
Frage der Harmonisierung dieses Mark-
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Europa verlangt einen adäquaten institutionellen 
Der Glücksspielmarkt in Europa befindet sich gegenwärtig in einer Phase des Umbruchs, der auch in
Deutschland in den kommenden Jahren zu neuen Strukturen mit einer zumindest partiellen Öffnung
des Marktes führen könnte. Dadurch entstehen Risiken, die sich aus einem primär reaktiven Verhalten
des Gesetzgebers für den Glücksspielmarkt in Deutschland ergeben. Länder, die dagegen früh einen
europarechtlich konsistenten Rechtsrahmen schaffen, bieten für Unternehmen verlässliche Bedingun-
gen, die sie für die Schaffung eines attraktiven europäischen Angebots nutzen können. Eine solche Ent-
wicklung ist nicht nur unter dem Aspekt des wirtschaftlichen Erfolgs der Anbieter von Glücksspielen
bedenklich, sondern vor allem wegen der ordnungspolitischen Konsequenzen. Das Schaffen institutio-
neller Bedingungen, die europarechtlich weniger Angriffspunkte als die gegenwärtigen Regelungen be-
sitzen, bietet eine Chance, die politisch genutzt werden kann.
1 Das gewerbliche Geld-Gewinnspiel fällt im euro-
päischen Recht unter das Glücksspiel.Forschungsergebnisse
tes erstellen. Die Ergebnisse zeigten große Unterschiede
auf dem Glücksspielmarkt zwischen den Mitgliedstaaten
auf (vgl. Europäische Kommission 1991, 3 ff.). Die Euro-
päische Kommission prüfte ergebnisoffen, ob auch für das
Glücksspiel ein gemeinsamer Binnenmarkt mittels Har-
monisierung der Regulierungen anzustreben ist, und die
Regelungen der Art. 43 und Art. 49 EG zur Dienstleis-
tungs- und Niederlassungsfreiheit auch auf den Glücks-
spielmarkt anzuwenden sind. Gegen eine Initiative zur Har-
monisierung des europäischen Glücksspielmarkts inter-
venierten die nationalen Regierungen und wiesen auf die
sehr unterschiedlichen kulturellen und sozialen Bedingun-
gen in den Mitgliedstaaten hin. Die Kommission schloss
sich 1992 dem Argument großer soziokultureller Unter-
schiede an, die gegen eine Harmonisierung sprechen, und
vertrat diese Position seitdem (vgl. Europäische Kommis-
sion 1992).2
Eine neue Situation hat sich mit der Vorlage des Entwurfs
einer Dienstleistungsrichtlinie der Europäischen Kommis-
sion im Juli 2004 ergeben. Die Kommission strebt die Voll-
endung des Binnenmarkts im Bereich der Dienstleistun-
gen an und versucht die in diesem Bereich immer noch
gewichtigen Hemmnisse, die einem grenzüberschreiten-
den Verkehr entgegenstehen, endlich abzubauen
(Kom(2004) endg.; Ratsdok. 6174/04). In diesem Zusam-
menhang wird auch der Glücksspielmarkt näher betrach-
tet und die Frage nach der Vereinbarkeit einer Abschot-
tung nationaler Märkte mit den Prinzipien des Gemeinsa-
men Marktes geprüft.
Von besonderer Bedeutung ist in diesem Kontext ein weg-
weisendes Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in
der Rechtsache Gambelli. Im konkreten Fall ging es um die
Vermittlung von Sportwetten in Italien, die in England von
dort zugelassenen Buchmachern durchgeführt werden.3Zu
diesem Zweck war die Einrichtung entsprechender Daten-
übertragungszentren vorgesehen.
Der EuGH gab in der Sache Gambelli den Fall an die natio-
nale Gerichtsbarkeit zurück und bestätigt damit die bishe-
rige Sichtweise, dass die Regulierung des Glücksspielmark-
tes Aufgabe der Mitgliedstaaten ist. Im Urteil werden aber
Anforderungen gestellt, die letztendlich verhindern sollen,
dass ungerechtfertigte nationale Marktzugangsbarrieren er-
richtet werden:
Das vorlegende Gericht hat zu prüfen, ob eine Regulierung
der Veranstaltung des Glücksspiels – auch mit Blick auf die
Geschäftspolitik der öffentlich-rechtlichen Anbieter – tatsäch-
lich den Zielen dient, die sie rechtfertigen können, wie bei-
spielsweise der Spielerschutz.
Es ist auch abzuwägen, ob Marktzutrittsbeschränkungen
nicht unverhältnismäßig gemessen an den Zielen sind
(EuGH, Rs C-243/01 [Gambelli-Fall] Urteil vom 6. Novem-
ber 2003). Fiskalische Interessen dürfen aus europarecht-
licher Sicht keinen Grund für den Ausschluss privater An-
bieter vom Markt sein.
Die Veranstaltung von Glücksspielen unterliegen der Dienst-
leistungsfreiheit nach Art 49 ff. EG und der Niederlassungs-
freiheit nach Art. 43 EG. Das Glücksspiel ist in allen Mitglied-
staaten, basierend auf vergleichbaren Gründen gesetzlich
geregelt.
Eine Einschränkung der Dienstleistungsfreiheit durch gesetz-
liche Regelungen eines Mitgliedstaates ist nur zulässig, wenn
sie in erster Linie tatsächlich dem Ziel dient, die Gelegen-
heit zum Spiel einzuschränken oder sonstige Erfordernisse
des Allgemeinwohls gegeben sind.
Sind Einschränkungen nicht durch die verfolgten Ziele ge-
rechtfertigt, so sind strafrechtliche Sanktionen und sonsti-
ge Beschränkungen unverhältnismäßig. Die Prüfung ob-
liegt dem Mitgliedstaat bzw. dem vorlegenden Gericht.
Das vorlegende Gericht hat auch zu prüfen, ob es für das
Anbieten von Glücksspielen in einem Mitgliedstaat ausrei-
chen kann, wenn der Veranstalter die in seinem Mitglied-
staat geltenden Bedingungen erfüllt.
Der deutsche Glücksspielmarkt im Fokus 
europäischer Institutionen
In Deutschland sind Glücksspiele gemäß §§ 284 ff. StGB
prinzipiell verboten. Allerdings sind Ausnahmen möglich,
staatliche Konzessionen können durch die Bundesländer
vergeben werden. So kann der Gesetzgeber insbesondere
zur Eindämmung und Kanalisierung des Spieltriebs Glücks-
spiele zulassen, um dem illegalen Spiel den Boden zu ent-
ziehen, Begleitkriminalität zu vermeiden, krankhafter Spiel-
sucht entgegenzuwirken, Vermögensverfall zu verhindern
und einen ordnungsgemäßen Spielablauf zu gewährleis-
ten. Diese Begründung für eine Beschränkung des Markt-
zugangs ist konform mit dem Urteil in der Sache Gambelli.
Allerdings hat das Geschäftsgebaren der öffentlichen und
öffentlich konzessionieren Anbieter von Glücksspielen An-
lass zu Kritik gegeben.
Mit seinem Urteil vom 28. März 2006 zum staatlichen Sport-
wettmonopol hat das BVerfG nicht nur das bayerische
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2 Sofern sich allerdings Änderungen ergeben, die zu einer Annäherung der
institutionellen Gegebenheiten in den Mitgliedstaaten führen, oder falls über
den Einsatz neuer Technologien der Glücksspielmarkt eine paneuropäi-
sche Dimension erfährt, kann es – auch durch Entscheidungen des EuGH
– zu einer anderen Bewertung des Sachverhalts kommen.
3 Dieser Fall gewinnt aufgrund der Mitte 2004 vorgelegten Dienstleistungs-
richtlinie nochmals an Aktualität. Gemäß dem Herkunftslandprinzip wären
die nach englischem Recht durchgeführten Wetten in Italien ohne weite-
re Prüfungen durch die Behörden zu vermarkten. Die spezifischen Bedin-
gungen des Glücksspielmarktes sprechen jedoch gegen ein grenzüber-
schreitendes Angebot und haben die Entscheidung des EuGH geleitet.Forschungsergebnisse
Staatslotteriegesetz, sondern auch den erst 2004 ratifizier-
ten Lotteriestaatsvertrag für rechtswidrig erklärt, die nahe-
zu nur Bestimmungen zur Zuständigkeit und zur Organisa-
tion enthalten. Nur ansatzweise bestehen Regelungen, die
sich auf den Jugend- und Spielerschutz und das Werbe-
verhalten beziehen. Dieser rechtliche Rahmen reicht für ei-
ne aktive Suchtbekämpfung nicht aus. Daher stellt das staat-
liche Sportwettmonopol in seiner bisherigen Form einen un-
zulässigen Eingriff in das Recht der Berufsfreiheit dar. Der
verfassungsgemäße Zustand kann sowohl durch eine kon-
sequente Ausgestaltung des Wettmonopols im Sinne eines
ausgewogenen Jugend- und Spielerschutzes als auch durch
eine gesetzlich normierte und kontrollierte Zulassung von
Sportwettveranstaltungen durch private Wettunternehmer
erreicht werden. Den Ländern wurde aufgegeben, bis zum
31. Dezember 2007 eine verfassungskonforme Regelung in
Kraft zu setzen.
Die für das Glücksspiel zuständigen Länder haben die Ent-
scheidung für das staatliche Monopol getroffen. Der neue
Glücksspielstaatsvertrag (GlüStV) wurde rechtzeitig von al-
len Ländern ratifiziert und ist zum 1. Januar 2008 in Kraft ge-
treten. Auch Schleswig-Holstein, das von allen Ländern die
größten Vorbehalte gegenüber einer Beibehaltung des staat-
lichen Monopols hatte, ist auf die Linie der Mehrheit einge-
schwenkt. Der schleswig-holsteinische Innenminister, Ralf
Stegner, begründete anlässlich der abschließenden Bera-
tung des Landtags die Zustimmung der Regierung zum
Glücksspielstaatsvertrag mit dem Hinweis auf seine Über-
zeugung, dass dieser mit den Vorgaben der Rechtsspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs zum Glücksspiel-
wesen vereinbar ist. Er weist in diesem Kontext allerdings
auch darauf hin, dass der Wissenschaftliche Dienst des
Landtags und andere Wissenschaftler und Institutionen
europa- und verfassungsrechtliche Bedenken geltend ge-
macht haben. Die fiskalpolitischen Wirkungen des Erhalts
des staatlichen Monopols schätzt er positiv ein und bezieht
sich auf Nordwestlotto Schleswig-Holstein (NSH): »…bei ei-
ner Liberalisierung des Lotterie- und Sportwettenmarktes
(rechnet NSH) mittelfristig mit einer Halbierung der Umsät-
ze und der Abgaben an das Land und langfristig mit einer
Entwicklung gegen null.« (Innenministeriums des Landes
Schleswig-Holstein 2007)
Der GlüStV enthält eine Reihe von Regelungen zur Kanali-
sierung des Spieltriebs, zur Vermeidung von übermäßigem
Spielen und den Folgen des exzessiven Spielerverhaltens.
Die Bundesregierung beruft sich im Rahmen des eingelei-
teten Vertragsverletzungsverfahrens gegenüber der Euro-
päischen Kommission auf das nationale Recht, die Höhe
des Schutzniveaus gegenüber den negativen Folgen des
Glücksspiels festzulegen. Die zu diesem Zweck errichteten
Marktzutrittsbarrieren stehen im Spannungsfeld zwischen
dem Recht der freien Berufsausübung und der Schaffung
eines gemeinsamen Binnenmarktes auf der einen Seite so-
wie den übergeordneten politischen Zielen der Bekämpfung
der Spielsucht und der Eindämmung des übermäßigen Viel-
spielens auf der anderen Seite. Die Stellungnahmen der Bun-
desregierung und der Europäischen Kommission weisen auf
große Unterschiede in der Bewertung hin, die sich sowohl
auf die Verhältnismäßigkeit als auch auf die Konsistenz der
einzelnen Maßnahmen beziehen. Es steht zu erwarten, dass
in den kommenden Jahren die europa- und wettbewerbs-
rechtliche Tragfähigkeit des Glücksspielstaatsvertrags einem
juristischen Härtetest unterzogen werden wird (vgl. zu einer
vertiefenden Diskussion Vieweg 2008).
Deutschland vertraut bei der Kontrolle des
Glücks- und Gewinnspiels auf unterschiedliche
Konzepte
Der Glücks- und Gewinnspielmarkt in Deutschland umfasst
die Angebote des Lotto- und Totoblocks, der Spielbanken
und der Fernsehlotterie. Hinzu kommen das Prämien- und
Gewinnsparen sowie Pferdewetten und das so genannte
gewerbliche Geldgewinnspiel. All diese Spiele fallen – mit
Ausnahme des Geldgewinnspiels – unter die Rubrik Glücks-
spiel. Sie sind prinzipiell verboten und dürfen nur von staat-
lichen und staatlich-konzessionierten Unternehmen ange-
boten werden. Die Regulierungshoheit obliegt den Ländern,
die selber als Betreiber oder als Konzessionsgeber auftre-
ten. Das Geldgewinnspiel gilt im Gegensatz zu diesen An-
geboten als gewerbliche Aktivität, die prinzipiell von jedem
Unternehmer ausgeübt werden kann. Die Regulierung des
Geldgewinnspiels ist Angelegenheit des Bundes.4
Beim Glücksspiel verfolgt der Gesetzgeber mit einer Be-
schränkung des Marktzugangs die Ziele, den Spieltrieb ein-
zudämmen und Spielsucht zu vermeiden. Die Gestaltung
des Glücksspielangebots obliegt den staatlichen oder staat-
lich konzessionierten Betreibern. Vorgaben für Spielpläne, 
-einsätze und Spielerverluste gibt es keine. Die entsprechen-
de Regulierung des Geldgewinnspiels erfolgt dagegen durch
Vorgaben zur Höhe der Einsätze, der möglichen Verluste
und Gewinne, der je Einrichtung maximal aufzustellenden
Geräte etc. Der Zutritt zum Markt ist privaten Anbietern je-
doch nicht verwehrt. Diese Form der Marktregulierung ist
europarechtlich bisher nicht beanstandet worden. Sie be-
findet sich in Übereinstimmung mit den Prinzipien der Dienst-
leistungs- und Niederlassungsfreiheit. Das Notifzierungsver-
fahren der zum 1. Januar 2006 in Kraft getretenen 5. Ände-
rung der Spielverordnung wurde ohne Beanstandungen ab-
geschlossen.
Die Unterschiede in den Konzeptionen zur Regulierung des
Angebots lassen sich klar aus einer Gegenüberstellung des
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4 Aus europarechtlicher Sicht zählt auch das Geldgewinnspiel zu den Glücks-
spielangeboten.Forschungsergebnisse
so genannten »Kleinen Spiels« in den Automatensälen der
staatlichen und staatlich lizenzierten Kasinos mit dem Geld-
gewinnspiel erkennen.
Prinzipiell wendet sich das Angebot der Spielbanken an an-
dere Klientel als das Angebot der gewerblichen Spielstät-
tenbetreiber. Dies wird schon aufgrund der unterschiedli-
chen Umsätze offensichtlich. Während die Bruttospielerträ-
ge (= Kasse) je Geld-Gewinnspielgerät pro Jahr im Durch-
schnitt der Branche in Spielstätten auf knapp 20 000 €
(knapp 7 500 € in Gaststätten) kommen, liegen die Kas-
sen von Slot-Machines in den Automatensälen beim bis
zu 10-fachen. Für diese Glücksspielautomaten gibt es an-
ders als für das Geldgewinnspiel keine Vorgaben zu den
Spielplänen, Spieleinsätzen und Gewinnmöglichkeiten. Auch
unterliegen die Slot-Machines keinerlei Prüf- bzw. Zulas-
sungsprozeduren. Dementsprechend schwer ist es, ein-
deutige Aussagen zu den Anreizen und den Risiken zu ma-
chen. Für durchschnittliche Stundenverluste werden ca.
300 € pro Stunde angenommen. Unvertretbar hohe Ver-
mögensverluste in kurzer Zeit mit Verlusten von bis zu
50 000 € sind möglich. Beim Geldgewinnspiel darf der ma-
ximale Stundenverlust 80 € nicht übersteigen (§ 13 Abs. 1
Nr. 3 SpielV), im Durchschnitt ist der Stundenverlust auf 33 €
begrenzt (§ 12 Abs. 2a SpielV), in der Praxis sind es zwi-
schen 15 € und 20 €.
Ein weiterer wichtiger Unterschied besteht im räumlichen
Gestaltungsspielraum für das Aufstellen von Automaten bzw.
Geräten zwischen Spielbanken und gewerblichen Spielstät-
ten. Für erstere gibt es keine allgemein verbindlichen Regu-
lierungen. Die Zahl der Slot-Machines pro Automatensaal
unterliegt keiner Begrenzung und auch nicht deren räumli-
che Anordnung. Eine hohe Dichte des Angebots mit bei-
spielsweise 100 Automaten auf 250 m2 ist typisch. Groß-
zügigere räumliche Gestaltungen sind möglich, entsprechend
der vorhandenen oder angestrebten Nachfrage können die
Kapazitäten sogar weiter erhöht werden. Der Ausschank
von alkoholischen Getränken ist anders als in gewerblichen
Spielstätten erlaubt. Dies kann einer entspannten, lockeren
Atmosphäre förderlich sein, beinhaltet aber auch das Risi-
ko, dass Spieler den Überblick für ein verantwortungsbe-
wusstes Spielen verlieren.
Im Gegensatz dazu ist das Geldgewinnspiel stark regu-
liert. Dies beginnt damit, dass für die meisten Baugebiets-
kategorien ein Verbot für die Errichtung/Einrichtung von
Spielstätten existiert.5 Die Anfang 2006 in Kraft getrete-
ne 5. Verordnung zur Änderung der Spielverordnung be-
grenzt die Zahl der Geld-Gewinnspielgeräte auf maximal
zwölf je Spielstätte, wobei pro Gerät mindestens 12 m2
zur Verfügung stehen müssen.6 Weitere Anforderungen an
die Geräteaufstellung resultieren aus dem Willen des Ver-
ordnungsgebers, das gleichzeitige Bespielen mehrerer Ge-
räte zu verhindern. Gemäß § 3 Abs. 2 SpielV darf die Auf-
stellung nur in Zweiergruppen mit einer verbindlich vor-
geschriebenen Trennwand erfolgen. Sofern keine vorhan-
den ist, muss ein Abstand von mindestens 3 m zwischen
den Geräten eingehalten werden. Diese Vorschriften be-
schränken den Gestaltungsspielraum von Automatenauf-
stellunternehmen, eine für den Spieler attraktive Umge-
bung zu schaffen.
Es sind unterschiedliche Maßnahmen, die getroffen wur-
den, um pathologisches Spielen beim »Kleinen Spiel« der
Spielbanken und beim gewerblichen Geldgewinnspiel zu
verhindern. Sie lassen sich gemäß einer Unterscheidung
von Bühringer als technische/rechtliche Instrumente kate-
gorisieren; sie sind entweder geeignet, wie beim gewerbli-
chen Geldgewinnspiel über die in der SpielV vorgegebenen
Eckdaten für die Gestaltung der Spielpläne das Risiko für
den Spieler zu limitieren, oder wie beim »Kleinen Spiel« der
Spielbanken den Zugang zum Glücksspiel zu kontrollie-
ren, um das Risiko zu begrenzen, durch das Spiel zum pa-
thologischen Spielen verleitet zu werden (vgl. Bühringer et
al. 2007). 
Verluste des legalen Angebots am Glücksspiel-
markt sind eine ordnungspolitische Heraus-
forderung
Auf dem Glücks- und Gewinnspielmarkt in Deutschland hat
in den vergangenen Jahren ein Wandel eingesetzt, ausge-
löst insbesondere durch neue Anbieter und Vermittler von
Sportwetten im Internet.7Diese zum Teil im rechtlichen Grau-
bereich agierenden Unternehmen sehen sich durch Stre-
ben der staatlichen und staatlich konzessionierten Anbie-
ter, Wachstum zu generieren, berechtigt, auf eine gesetz-
liche Liberalisierung des Glücks- und Gewinnspielmarktes
zu setzen.
Der legale Markt wies zwischen 1995 und 2003 eine steti-
ge Entwicklung auf. Während die staatlichen Anbieter ein
nennenswertes Wachstum erzielten, konnte das gewerbli-
che Geldgewinnspiel in dieser Zeit nicht ganz die Inflation
durch die gestiegenen Umsätze ausgleichen. In den Folge-
jahren 2004 und 2005 haben die neuen Anbieter von Glücks-
spielen auf dem Markt deutliche Erfolge zu verzeichnen ge-
habt, während das legale Angebot unter der Konkurrenz zu-
nehmend litt (vgl. Tab. 1).
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5 Seit dem Inkrafttreten der 1990 novellierten Baunutzungsverordnung (Bau
NVO) sind Spielstätten prinzipiell unzulässig in acht von zehn Baugebiets-
kategorien (vgl. hierzu Vieweg 2004, 5 f.). 
6 Die Obergrenze gilt für die Spielstätte, für die eine Konzession erteilt wur-
de. Fallweise kann es mehrere Konzessionen an einem Spielstättenstand-
ort geben, die getrennt zugänglich sein müssen.
7 Die Betreiber von Online-Spielen nutzen vornehmlich von Steueroasen
außerhalb der Europäischen Gemeinschaft die Möglichkeiten des grenzen-
losen Internets, um in Deutschland ihre Geschäfte zu machen. Forschungsergebnisse
Chancen durch eine aktive Regulierung des
Glücks- und Gewinnspielmarktes in Deutschland
Die Veränderungen der institutionellen Bedingungen für den
deutschen Glücksspielmarkt werden wesentlich durch die
politische Zielsetzung eines einheitlichen europäischen Bin-
nenmarktes angetrieben. In den letzten Jahren haben sich
in Deutschland die Kräfte durchgesetzt, die an einem staat-
lichen Monopol festhalten wollen und mit dem GlüStV ein
Regelwerk geschaffen haben, das eine Beschränkung der
Geschäftstätigkeit im Rahmen des öffentlichen Auftrags zum
Spielerschutz festsetzt. Inwieweit dies ausreicht, um den
strengen Anforderungen der europäischen Institutionen und
insbesondere des EuGH zu genügen, wird zurzeit im Rah-
men eines Vertragsverletzungsverfahrens seitens der Euro-
päischen Kommission einer Prüfung unterzogen.
Hier wird unter anderem die Verhältnismäßigkeit der Mittel
zu einer Auseinandersetzung führen, ob nur die zur Erfül-
lung des öffentlichen Auftrags notwendigen Maßnahmen
ergriffen wurden, oder ob es nicht weniger einschneiden-
de Möglichkeiten gibt. Beispielsweise ist das vollständige
Internetverbot für öffentliche Glücksspiele in § 4 Abs. 4
GlüStV umstritten. Nach Einschätzung der Kommission ist
es nicht mit Art. 49 EG-Vertrag (Dienstleistungsfreiheit) ver-
einbar, da es weniger einschränkende Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Spielsucht und zum Schutz von Jugendli-
chen gibt, z.B. die Registrierung und Identifizierung von
Spielern.8Deutschland macht demgegenüber vor allem gel-
tend, dass die Gefahren des Internets aus der Anonymität
und der fehlenden sozialen Kontrolle resultieren und dass
nach der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs das angestrebte Schutzniveau Sache der Mit-
gliedstaaten ist.9
Generell stellt sich eine grundsätzliche Frage für die Poli-
tik: Ist es sinnvoll, eine Position des Status quo ante zu ver-
treten und bei der Marktregulierung nur auf die von Seiten
europäischer Institutionen geforderten Maßnahmen zur An-
passung und Liberalisierung des Glücksspielmarktes zu
reagieren? Kann es nicht effektiver sein, eine kontrollierte
Öffnung des Marktes zu erwägen, die von der Überlegung
ausgeht, inwieweit eine staatliche Zugangsbeschränkung
notwendig und durchsetzbar ist? Um die Breite der Ge-
staltungsmöglichkeiten zu diskutieren, kann in Deutsch-
land auf die Erfahrung mit zwei sehr unterschiedlichen Re-
gulierungssystemen zurückgegriffen werden, eines, das
den Marktzugang beschränkt und eines, das das Spiel-
angebot kontrolliert.
Der in den vergangenen Jahren eingetretene Verlust von
Marktanteilen, den das legale Spiel in Deutschland hinneh-
men musste, signalisiert auch einen Verlust an Kontrolle über
das Glückspiel durch öffentliche Instanzen, was ein ord-
nungspolitisches Problem darstellt. Das fiskalische Interes-
se, das seitens der Verantwortlichen nicht in den Vorder-
grund gestellt wird, wird ebenfalls durch die laufende Ent-
wicklung tangiert. Eine strikte Begrenzung des Marktzugangs
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Tab. 1 
Der Glücks- und Gewinnspielmarkt in Deutschland gemessen am Bruttospielertrag 
1995 2003  2005 
Durchschnittliche 
jährliche Verände-
rungsrate in %  Marktsegment 
Mrd. 
a)  Marktan-
teile in %  Mrd. 
a)  Marktanteile 
in %








b)  4,24  60,4 5,33  61,7 56,4 5,30  62,8  43,5  2,8 –  0,2 
Spielbanken  0,74  10,5 0,96  11,1 10,2 0,94  11,1 7,7  3,1 –  1,0 
Gewerbliches 
Geld-Gewinnspiel  2,04  29,0 2,35  27,2 24,9 2,20  26,1  18,0  1,0 –  3,2 
Gesamt  1  7,02  100,0 8,64  100 91,5 8,44  100  69,2  2,3 –  1,1 
Sportwetten priva-
ter Anbieter
c)        0,15     1,6  1,50     12,3     216,2 
Online-Casinos
c)        0,15    1,6  0,25    2,1    29,1 
Gewinnspiele in 
Medien        0,50    5,3  2,00    16,4    100,0 
Gesamt 2        0,80     8,5  3,75     30,8     116,5 
Gesamtmarkt        9,44     100,0  12,19     100,0     13,7 
a) Gemessen am Bruttospielertrag, der dem Spieleinsatz abzüglich den ausgeschütteten Gewinnen entspricht. – 
b) Inkl. Deut-
scher Lotto- und Totoblock, Klassen und Fernsehlotterien, Gewinnsparen, Sport und Pferdewetten. – 
c) Basiert auf Schätzun-
gen von DeSIA. 
Quelle: Deutsche Spielbanken Interessen- und Arbeitsgemeinschaft (DeSIA); ifo Institut. 
 
8 Ausführliche Stellungnahme der Kommission vom 22. März 2007, in: Mit-
teilung der Kommission – SG (2007) D/50767 Richtlinie 98/34/EG zur
Notifizierung 2006/0658/D.
9 Antwort der Bundesregierung auf die ausführliche Stellungnahme der Kom-
mission vom 22. März 2007, in: Mitteilung der Kommission – SG (2007)
D/50999 Richtlinie 98/34/EG zur Notifizierung 2006/0658/D.Forschungsergebnisse
in Deutschland wird in einem zunehmend offenen Binnen-
markt und bei wachsenden Online-Angeboten zu einem Im-
port an Dienstleistungen im Bereich Glücksspiel führen.10
Vor allem bei den Sportwetten ist diese Tendenz ausgeprägt.
Das Spielangebot der Länder, Oddset, verliert permanent
gegenüber dem privatwirtschaftlichen Angebot, insbeson-
dere im Internet. Eine kontrollierte Öffnung eines Segments
des Glückspielmarktes für private Anbieter kann unter Um-
ständen besser geeignet sein, das ordnungspolitische Ziel
des Spielerschutzes zu erreichen als eine Marktzugangs-
beschränkung, die zunehmend unterlaufen wird. Mit einer
entsprechenden Steuerpolitik könnte auch dem Fiskalinte-
resse des Staates Rechnung getragen werden.
Eine interessante Frage kommt in dem Zusammenhang hoch,
nämlich welche Auswirkungen ein liberalisiertes Marktseg-
ment auf andere Bereiche des Glücksspiels hat, die weiter
einer Zugangsbeschränkung unterliegen. Kann es zu einer
Kannibalisierung eines Marktes, der staatlichen und staatlich
konzessionierten Anbietern vorbehalten ist, durch das Ange-
bot von privaten Unternehmen in einem liberalisierten Markt-
segment kommen? Eine allgemein gültige Antwort kann hier-
auf nicht gegeben werden. Sie hängt von der Art der Ange-
bote ab, ob es sich um eher substituierbare oder komple-
mentäre Leistungen handelt. Walker zeigt, dass fallweise
durchaus sich gegenseitig verstärkende Effekte möglich sind.
Er konnte eine signifikante positive Korrelation zwischen dem
Angebot von Spielkasinos und der Veranstaltung von Pfer-
derennen nachweisen (vgl. Walker 2007, 79).
Schlussfolgerung
Die Absicht des Artikels besteht in dem Aufzeigen der Risi-
ken, die sich aus einem primär reaktiven Verhalten des Ge-
setzgebers für den Glücksspielmarkt in Deutschland erge-
ben. Ausgegangen wurde hier von der Annahme, dass die
Öffnung dieses Marktes in den kommenden Jahren schritt-
weise vorangetrieben wird und darauf hin der institutionelle
Rahmen immer wieder angepasst werden muss. Länder, die
dagegen früh einen europarechtlich konsistenten Rechts-
rahmen schaffen, bieten für Unternehmen verlässliche Be-
dingungen, die sie für die Schaffung eines attraktiven euro-
päischen Angebots nutzen können. Es besteht die Gefahr,
dass Spieler in Deutschland zunehmend ausländische An-
gebote nutzen, die schwer kontrollierbar sind.11 Eine sol-
che Entwicklung ist nicht nur unter dem Aspekt des wirt-
schaftlichen Erfolgs der Anbieter von Glücksspielen bedenk-
lich, sondern vor allem wegen der ordnungspolitischen Kon-
sequenzen. Das Schaffen institutioneller Bedingungen, die
europarechtlich weniger Angriffspunkte als die gegenwärti-
gen Regelungen besitzen, bietet eine Chance, die politisch
genutzt werden kann. 
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10 Der Einfluss des Glückspielangebots in einem Staat auf andere wurde für
die USA empirisch untersucht. Das erwartete Ergebnis trat ein, das An-
gebot in einem benachbarten Staat substituiert die Spielumsätze im In-
land, und in der Tendenz kommt es zu entsprechenden Dienstleistungs-
importen (vgl. Walker 2007; 12 ff.).
11 Die im Zusammenhang mit der Liberalisierung von Märkten immer wie-
der gestellte Frage nach potentiellen Wachstumseffekten aus einer Markt-
öffnung wird hier nicht diskutiert. Die Ergebnisse zu den Effekten einer
Steigerung des Bruttoinlandsprodukts durch eine Ausweitung des Glücks-
spiels sind nicht klar genug, insbesondere im Hinblick auf die Nachhal-
tigkeit (vgl. Walker und Jackson 2007).